BFH Bundesfinanzhof %

Beschluss vom 22. April 2013, IX S 8/13

Darlegungserfordernisse bei einer Anhorungsriige
BFH IX. Senat
FGO & 133a Abs 2 S 5, GG Art 103 Abs 1

vorgehend BFH , 14. February 2013, Az: IX B 111/12

Leitsatze

NV: Mit einem Vorbringen, das sich im Wesentlichen gegen die inhaltliche Richtigkeit der angefochtenen Entscheidung
wendet, ohne im Ubrigen eine Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehér substantiiert darzulegen, kann der
Rigefiihrer im Rahmen einer Anhorungsriige keinen Erfolg haben.

Grunde

1 Die Anhorungsrige ist unzulassig; ihre Begriindung entspricht nicht den Anforderungen des & 133a Abs. 2 Satz 5 der
Finanzgerichtsordnung.

2 Nach dieser Bestimmung hatten die Klager, Beschwerdefihrer und Rugefihrer (Klager) schlissig und substantiiert
darlegen mussen, zu welchen Sach- oder Rechtsfragen sie sich im rechtskraftig abgeschlossenen
Nichtzulassungsbeschwerdeverfahren IX B 111/12 nicht haben dufiern konnen, welches entscheidungserhebliche
Vorbringen das Gericht unter Verstofs gegen Art. 103 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) nicht zur Kenntnis genommen
oder in Erwagung gezogen habe und woraus die Klager dies im Einzelnen folgern (vgl. Beschluss des
Bundesfinanzhofs vom 11. Marz 2009 VI S 2/09, BFH/NV 2009, 1131).

3  Diesen Anforderungen wird die Anhorungsriige nicht gerecht. Die Ausfuhrungen der Klager erschopfen sich im Kern
in der Darlegung einer gegen die erstinstanzliche Entscheidung des Finanzgerichts (FG) gerichteten, abweichenden
Rechtsauffassung und in der Behauptung, der Senat habe in seinem Beschluss vom 15. Februar 2013 IX B 111/12
die insoweit vorgetragenen (Gegen-)Argumente nicht hinreichend beriicksichtigt; sie bringen damit lediglich zum
Ausdruck, das FG habe nach ihrer Ansicht den Streitfall unzutreffend entschieden und der Senat habe die Revision
auf die Nichtzulassungsbeschwerde der Klager zu Unrecht nicht zugelassen. Damit ist ein Verstof3 gegen Art. 103
Abs. 1 GG nicht dargetan.

4 Fur die Entscheidung Uber die Anhérungsrige wird eine Gebuhr in Hohe von 50 € erhoben (Nr. 6400 des
Kostenverzeichnisses, Anl. 1 zu & 3 Abs. 2 des Gerichtskostengesetzes).

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Page 1 of 1


https://www.bundesfinanzhof.de/en/
https://www.bundesfinanzhof.de/en/entscheidungen/entscheidungen-online/decision-detail/STRE201350294/

	Beschluss vom 22. April 2013, IX S 8/13
	Leitsätze
	Gründe


